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An alle Pressevertreter

mit Bitte um Veröffentlichung

Pressemitteilung zum Beschluss Unterkunftsrichtlinie im Kreistag des Saale-Orla-Kreises

Die Thüringer Selbsthilfegruppe Hartz IV ist entsetzt, mit welcher Oberflächlichkeit und fehlender Sachkenntnis die Kürzung der Kosten der Wohnunterkunft für Betroffene vom SGB beschlossen wurde, und die Ungleichbehandlung von Mietern und Menschen mit selbstgenutzten Wohneigentum bestehen bleibt.

Es grenzt schon an Arroganz und Ignoranz von sozialer Not, wenn Herrmann Weiße (SPD)meint 30€ sind doch nicht viel. Das sind 10% des Lebensunterhaltes eines alleinstehenden Harz IV–Empfängers. In der gleichen Sitzung wurde das Gehalt des ersten Beigeordneten sehr großzügig mit der B3 = 5602,51€ Grundgehalt festgelegt. An Einsparungen im Kreishaushalt hat da kaum ein Kreistagsmitglied gedacht. Die 314 € monatliche Differenz zur B2 sind 6% des Monatseinkommen und 90% vom Bedarf eines Hartz IV Empfängers, ohne Kosten der Unterkunft. So sichern die Einsparungen bei den Kosten der Unterkunft den sozialen Status des ersten Beigeordneten (CDU), weil den meisten Kreistagsmitgliedern 5288 € Grundgehalt im Monat für den ersten Beigeordneten zu wenig sind.

Es ist keine Frage von Neid sondern eine Frage von Menschenwürde, wenn mit ungleichem Maß gemessen und die Folgen des Verwaltungshandeln nicht einmal debattiert werden. Die Thüringer Selbsthilfegruppe Hartz IV hatte öffentliche Anfragen an den Landrat Frank Roßner (SPD) zu den Folgen dieser Richtlinienänderung gestellt. Leider konnte kaum eine Frage beantwortet werden. 

Besonders unverständlich ist, dass jeder Hartz IV Empfänger sich quasi nackt machen muss, um Sozialleistungen zu erhalten. Der Landrat kann trotz dieser Angaben die Fragen, wie viele Bedarfsgemeinschaften betrifft diese Änderung oder wie viele Antragsteller leben im selbstgenutzten Wohneigentum nicht beantworten. Über die Folgen für die Wohnungswirtschaft und ob es genügend alternativen Wohnraum gibt wurde gar keine Aussage getroffen . 

Auch die Argumentation vom Landrat, wir wollten keine Bedarfsgemeinschaften mit Kindern treffen, deshalb Kürzen wir nur Ein- und Zweipersonenbedarfsgemeinschaften ist ein gleichstellungspolitischer Skandal. Alleinerziehende mit einem Kind werden als Betroffene gar nicht wahrgenommen. Diese Aussage zeigt, dass der Kreishaushalt bei der Gleichstellungsbeauftragten  (Haushaltsansatz 100€) dringend Nachbesserung bedarf. 

Eine Verweisung dieser Beschlussvorlage noch einmal in die Ausschüsse bis zur Klärung der gestellten Fragen wäre durchaus sinnvoll gewesen. Leider fand dieser Antrag der Linkspartei.PDS keine Mehrheit. Trotzdem möchten wir uns bei der Fraktion für die Solidarität und Unterstützung bedanken. 

Thüringer Selbsthilfegruppe Hartz IV fordert den Landrat auf die gestellten Fragen trotz gefassten Beschluss sachlich und schriftlich zu beantworten, um die Folgen für Betroffene und Kommunen im einzelnen erkennen zu können. Wir schieben die Frage, Wie viele der Zweipersonenbedarfsgemeinschaften sind Alleinerziehende mit einem Kind? nach. 

Wir nehmen den Landrat beim Wort, dass Altfälle Bestandsschutz genießen und von den Kürzungen nicht betroffen sind. Wir bitten Betroffene sich zu melden, wenn die ARGE Änderungen im Bescheid zu den Kosten der Unterkunft vornehmen sollte. 

Vielen Dank, bei Fragen stehen wir gern zur Verfügung

Mit freundlichen Grüßen 

Constanze Truschzinski

Thüringer Selbsthilfegruppe Hartz IV

